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Psychosoziale Versorgungslücken 
der Opferhilfe schließen
Ein Praxisbericht aus dem „Vernetzten Opferschutz“

Von Angelika Treibel und Günther Bubenitschek

„Ein partnerschaftliches und vertrauensvolles Verhältnis 
zwischen Bürgern und Polizei ist die Basis erfolgreicher 
Polizeiarbeit und Voraussetzung für ein Höchstmaß an Si­
cherheit. Eine bürgerorientierte und moderne Polizei richtet 
das polizeiliche Handeln verstärkt an den Erwartungen der 
Bürgerinnen und Bürger aus. Dies gilt insbesondere auch für 
den Umgang mit Opfern von schwerwiegenden oder be­
sonders belastenden Straftaten, Verkehrsunfällen oder Un­
glücksfällen.“ So heißt es im polizeiinternen Opferschutzer­
lass des Innenministeriums Baden­Württemberg vom März 
2002, der den Auftakt zur Intensivierung des polizeilichen 
Opferschutzes markierte. Bei der Polizeidirektion Heidelberg 
wurde sehr schnell damit begonnen, diese Empfehlungen 
nachhaltig mit Leben zu füllen. Ein besonderer Schwerpunkt 
lag dabei auf der Gewinnung von Netzwerkpartnern, da 
wirksamer Opferschutz nur möglich ist, wenn die Polizei mit 
anderen Institutionen in kooperativer Weise verbunden ist. 
Aus diesem Grund entwickelten und verstetigten sich seit 
2002 Strukturen, in denen ein fortwährender Austausch mit 
allen am Thema Opferschutz Beteiligten gewährleistet war 
– strukturell und einzelfallbezogen. Unter dem Begriff des 
„Vernetzten Opferschutzes“ entstand ein Netzwerk, das sich 
unter Federführung des Opferschutzkoordinators der Polizei 
kontinuierlich weiterentwickelte.

Opferschutz und Opferhilfe

Übergeordnete Zielsetzung von Opfer-
schutz und Opferhilfe ist es, Betroffene 
von Straftaten und anderen hoch belas-
tenden Ereignissen vor weiteren Belastun-
gen zu schützen und sie in ihrem Bewäl-
tigungsprozess zu unterstützen. Psychi-
sche, körperliche oder materielle Schäden, 
die durch das Opfer-Werden verursacht 
wurden, sollen gemildert und der Gang 
durch behördliche Verfahren erleichtert 
werden. Die Übergänge zwischen Opfer-
schutz und Opferhilfe sind dabei fließend: 
während „Opferhilfe“ vor allem konkrete 
Unterstützungsangebote bezeichnet, 
steht der Begriff „Opferschutz“ für Maß-
nahmen, die Menschen, die bereits Opfer 
geworden sind, vor weiterem Schaden 
schützen.

Aufgabe der Polizei im Strafverfahren 
ist in erster Linie Ermittlungsarbeit. Hier-
aus ergibt sich die Notwendigkeit polizei-
lichen Opferschutzes, d. h. Maßnahmen 
seitens der Polizei, die dazu beitragen, 
Opfer im polizeilichen Ermittlungsverfah-
ren soweit wie möglich vor Belastungen 
zu schützen und die Belange von Opfern 
in der Polizeiarbeit zu berücksichtigen. 
Opferhilfe im Sinne von konkreter Opfe-
runterstützung ist Aufgabe anderer Insti-
tutionen, nicht die der Polizei. Die Polizei 
kann jedoch durch gute Vernetzung aktiv 
zur Opferhilfe beitragen, indem sie in wei-
terführende Einrichtungen vermittelt. Dies 
trägt zur Stabilisierung der Betroffenen 
bei. Gleichzeitig wird die Polizei durch ein 
funktionierendes Hilfenetzwerk entlastet, 
was auch unter Gesichtspunkten der Salu-
togenese für die Beamtinnen und Beam-
ten sinnvoll ist.

Die eigentliche Opferhilfe umfasst eine 
Vielzahl von Angeboten und Institutio-
nen, die Betroffenen juristische, psycho-
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logische, psychosoziale und finanzielle 
Unterstützung bieten. Es gibt delikt- und 
gruppenspezifische Angebote der Opfer-
hilfe als auch deliktunabhängige, wobei 
die Strukturen der Opferhilfe regional sehr 
unterschiedlich sind. Zu den delikt- und 
gruppenspezifischen Angeboten gehören 
die bundesweiten Netzwerke für Kinder 
und Jugendliche, die Opfer von Gewalt 
wurden sowie Netzwerke für weibliche 
Erwachsene, die von sexueller oder häus-
licher Gewalt betroffen sind. In diesen 
Unterstützungsnetzwerken werden nied-
rigschwellig psychosoziale Hilfe und Infor-
mation zur Verfügung gestellt, die eine 
professionelle und bedarfsorientierte Ver-
sorgung der Betroffenen gewährleisten.

Kein psychosoziales  
Versorgungssystem für eine 

große Anzahl von Betroffenen

Für eine große Anzahl von Betroffenen 
steht jedoch kein psychosoziales Versor-
gungssystem zur Verfügung, d. h., es 
gibt für sie kein Beratungsangebot, das 
kurzfristig und unbürokratisch fachspezi-
fische Hilfe zur Verfügung stellen würde. 
Dies gilt beispielsweise für Betroffene von 
Wohnungseinbruch, Körperverletzung, 
Raubüberfall sowie Zeugen und Zeu-
ginnen von Gewalttaten. Im Folgenden 
wird dargelegt, wie die Überbrückung 
dieser Versorgungslücke im Rahmen des 
Vernetzten Opferschutzes Mannheim-
Heidelberg-Rhein-Neckar-Kreis umgesetzt 
wurde. Die Ausführungen geben gleich-
zeitig Einblick in die notwendigen Struk-
turen wirksamer Opferunterstützung.

Regionales Netzwerk:  
„Vernetzter Opferschutz“

Der bereits erwähnte „Vernetzte Opfer-
schutz“ in der Rhein-Neckar-Region (Mann-
heim-Heidelberg-Rhein-Neckar-Kreis) be-
zeichnet das Netzwerk, dem neben Polizei 
und Justiz alle Institutionen und Personen 
angehören, die im engeren und weiteren 
Sinne mit dem Thema „Opferschutz“ be-
fasst sind. Hierzu gehören die Fachbera-
tungsstellen für sexuelle und häusliche Ge-
walt, Einrichtungen des Kinderschutzes, Kli-
niken, psychologische Beratungsstellen, 
Psychotherapeuten, Opferhilfeeinrichtun-
gen, Rechtsmedizin, Notfallseelsorge u. a. 
So gehören auch alle drei Außenstellen des 
Weissen Rings (Heidelberg, Rhein-Neckar-
Kreis und Mannheim) dem Netzwerk an. 
Zwischen dem Weissen Ring und der Polizei 
besteht seit 2015 eine auf Landesebene ver-
ankerte Kooperationsvereinbarung.

Herzstück des Vernetzen Opferschutzes 
ist der Erfahrungsaustausch des Netz-
werks, der einmal jährlich in den Räumen 
der Polizei (Direktion bzw. Präsidium) 
stattfindet. Der Autor dieses Beitrags ist 
Opferschutzkoordinator des Polizeipräsi-
diums Mannheim und leitet die Veranstal-
tung federführend seit 2002, die Autorin 
ist als Diplom-Psychologin und viktimolo-
gische Expertin seit sechs Jahren Ko-Mo-
deratorin der Veranstaltung. Im Rahmen 
der Veranstaltung steht das Thema Op-
ferschutz sowohl in Bezug auf regionale 
Gegebenheiten als auch unter überregi-
onalen Aspekten im Fokus. In Form von 
Fachbeiträgen werden aktuelle Entwick-
lungen im Opferschutz aufgegriffen und 
die anwesenden Institutionen zum Erfah-
rungsaustausch eingeladen.

Das Netzwerk des „Vernetzten Op-
ferschutzes“ trägt dazu bei, Opfern von 
Kriminalität, Gewalt und Unglücksfällen 
möglichst zeitnah und bedarfsgerecht 
juristische, psychologische, psychosoziale 
und psychotraumatologische Unterstüt-
zung im Sinne einer Versorgungskette zur 
Verfügung zu stellen (vgl. Treibel 2014).

Versorgungslücken: Fallbeispiel 
Wohnungseinbruch

Vor dem Hintergrund eines bestehenden 
Netzwerks werden strukturelle Versor-
gungslücken umso deutlicher. Dies soll 
am Beispiel der Betroffenen eines Woh-
nungseinbruchs verdeutlicht werden:

Frau M. wurde Opfer eines Wohnungs-
einbruchs. Obwohl der materielle 
Schaden gering war, hatte der Ein-
bruch für sie gravierende Folgen und 
stellte eine Zäsur in ihrer Alltagsnorma-
lität dar. Frau M. entwickelte in direkter 
Folge des Einbruchs starke Unruhe und 
ausgeprägte Ängste vor einem erneu-
ten Einbruch. Sie fühlte sich in ihren ei-
genen vier Wänden nicht mehr sicher.

Frau M. hatte das Bedürfnis, über das 
Geschehen und ihr Befinden zu sprechen. 
Es gab jedoch kurzfristig keine professi-
onelle Anlaufstelle, an die sie sich hätte 
wenden können und in der sie fachspe-
zifische psychologische Unterstützung 
hätte bekommen können. Über die Polizei 
wurde der Kontakt zwischen der Auto-
rin und Frau M. innerhalb weniger Tage 
nach dem Einbruch hergestellt, und so 
konnte zeitnah ein erstes telefonisches 
Beratungsgespräch stattfinden.

In diesem ersten Gespräch berichtete 
Frau M. von den Veränderungen und Be-

lastungen, die durch den Einbruch ausge-
löst wurden. Sie berichtete, wie der Ein-
bruch das alltägliche Leben in ihren vier 
Wänden stark verändert hatte und wie sie 
versuchte, mit der Situation klarzukom-
men. Frau M. versuchte, ihren Ängsten 
rational zu begegnen und sich zu „dis-
ziplinieren“, um den Ängsten keinen 
zu großen Raum zu geben. Seitens der 
Beraterin wurde Frau M. vermittelt, die 
entstandenen Ängste nicht abzuwehren, 
sondern ihrer Schutzfunktion zu verste-
hen. Es ging in diesem ersten Telefonat in-
sofern um Psychoedukation, d. h. darüber 
zu sprechen, welche typischen „norma-
len“ Reaktionen nach einem belastenden 
Ereignis auftreten und diese Reaktionen 
als biologische Schutzreaktionen transpa-
rent und verständlich zu machen. Allge-
mein gesprochen beschreibt der Begriff 
Psychoedukation eine systematische und 
strukturierte Vermittlung von Wissen, das 
wissenschaftlich fundiert ist und sich auf 
Informationen zu psychischen Störungen 
bezieht. Häufig schafft das Verstehen der 
„Normalität“ der eigenen psychischen Re-
aktionen auf das „nicht normale“ Ereignis 
schnell psychische Entlastung.

Auch die Wahrnehmung und Achtung 
von Bedürfnissen war ein Thema in die-
sem und den folgenden Gesprächen mit 
Frau M., die zunächst einmal wöchent-
lich, und dann in größeren Zeitabständen 
stattfanden. So wurde Frau M. darin be-
stärkt, ihrem Bedürfnis nachzugehen, sich 
in der ersten Zeit eine Freundin zur Über-
nachtung einzuladen.

Besonders häufig hoher Bedarf 
an Psychoedukation

Die Beratung im Fall von Frau M. sowie 
in weiteren Fällen wurde von der Autorin 
ehrenamtlich durchgeführt. Von Januar 
bis Ende Oktober 2016 fanden insgesamt 
25 telefonische Kontakte statt und um-
fassten Zeitspannen von wenigen Minu-
ten bis zu mehr als zwei Stunden. Die 
über die Polizei vermittelten Kontakte be-
zogen sich auf Opfer von Wohnungsein-
bruch und Körperverletzung sowie Zeu-
genschaft von Kriminalität. In der großen 
Spannbreite der Gesprächsdauer spiegeln 
sich die unterschiedlichen Bedürfnisse der 
Betroffenen in unterschiedlichen Situatio-
nen und Zeitfenstern nach dem belasten-
den Ereignis wider.

Alle Beratungsgespräche erfolgten aus-
schließlich telefonisch. Die Bedarfslagen 
der Betroffenen waren unterschiedlich, es 
zeigte sich jedoch besonders häufig ein 
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tischen Versorgungssystems keine ge-
eignete Maßnahme ist, um diese Versor-
gungslücke zu schließen. Bei Psychothe-
rapie handelt es sich nicht um ein nied-
rigschwelliges Angebot. Es sind lange 
Wartezeiten bis zum Erstgespräch in Kauf 
zu nehmen, eine erste kurze telefonische 
Beratung ist in der Regel nicht möglich. 
Zweitens entsprach „Therapie“ häufig 
nicht dem Bedarf, der sich in den Beratun-
gen zeigte oder von den Betroffenen for-
muliert wurde. Einige Betroffene lehnten 
Psychotherapie oder Traumatherapie ex-
plizit ab. Außerdem geht es im fraglichen 
Zeitfenster eher darum, die Entwicklung 
einer posttraumatischen Belastungsstö-
rung zu verhindern, als sie zu behandeln. 
Prinzipiell stellt sich das Thema „Trauma“ 
bei Opfern seltener, als dies allgemein 
angenommen wird. Die überwiegende 
Mehrzahl von Kriminalitätsbetroffenen 
entwickelt keine Posttraumatische Belas-
tungsstörung (Kessler et al., 1995; Flatten 
et al., 2011). Die Nicht-Traumatisierung 
bedeutet jedoch nicht, dass die Betrof-
fenen keinen Beratungs- oder Unterstüt-
zungsbedarf hätten.

Kennzeichen einer professionel-
len bedarfsorientierten psycho-
sozialen Opferunterstützung

Auch wenn die strukturellen Gegeben-
heiten der Opferversorgung in der Rhein-
Neckar-Region nicht generalisierbar sind, 
so sind es doch die hier gesammelten 
Erfahrungen im Sinne einer Bedarfsbe-
schreibung einer niedrigschwelligen psy-
chosozialen Opferberatung: Die kurzen 
und unbürokratischen Wege, die durch 
die direkte Vermittlung durch die Polizei 
ermöglicht wurden, die Orientierung an 
systemischen und lösungsfokussierten 
Ansätzen, wie sie im Rahmen des Ver-
netzten Opferschutzes stattfand, haben 
sich als sehr hilfreich erwiesen. Konkret 
bedeutete dies u. a., dass bereits die erste 
Kontaktaufnahme zur Lösungsfindung 
genutzt wurde. Die Beratungsgespräche 
orientierten sich an den Themen und Ziel-
setzungen der Betroffenen. Die Reaktio-
nen des sozialen Umfelds der Betroffenen 
auf das belastende Ereignis wurden ex-
plizit berücksichtigt. Die Bedürfnisse der 
Betroffenen wurden in den Fokus gestellt, 
Ressourcen exploriert und schrittweise Lö-
sungen erarbeitet. Jedes Gespräch endete 
mit einer Klärung der weiteren Schritte 
und der Absprache bezüglich der nächs-
ten Kontaktaufnahme (vgl. Treibel, 2016). 
Die Haltung der Beraterin zeichnete sich 
durch Wertschätzung und Zielorientie-

Abbildung 1: (BBK, 2012)

hoher Bedarf an Psychoedukation. Neben 
Psychoedukation ging es um Kriseninter-
vention, psychologische Beratung zum 
Umgang mit den Belastungen, die infolge 
des Ereignisses auftreten, Informationen 
über Verfahrensabläufe sowie Informati-
onen über weiterführende Angebote, wie 
z. B. Psychotherapie. Es zeigte sich, dass 
ein lösungsfokussierter Ansatz, in dem 
die „Normalität“ dieser Reaktionen be-
sprochen wurde und individuell passende 
Strategien des Umgangs damit entwi-
ckelt wurden, als hilfreich erlebt wurde 
und zu einer relativ schnellen Reduktion 
der Belastungen führte. Gleichermaßen 
ging es in den Gesprächen darum, für das 
gesamte Spektrum der psychologischen, 
sozialen und sonstigen Auswirkungen 
des Ereignisses ansprechbar zu sein, den 
Betroffenen ein „zuhörendes Gegenüber“ 
zur Verfügung zu stellen und darüber zu 
informieren, wo sie beispielsweise juris-
tische Beratung oder andere Formen der 
Unterstützung erhalten können. Zielset-
zung der Beratung war es, die Betroffenen 
darin zu unterstützen, die Auswirkungen 
des belastenden Ereignisses schrittweise 
zu verarbeiten und zu einer „Alltagsnor-
malität“ zurückzufinden. Aktuelle wis-
senschaftliche Erkenntnisse über typische 
Belastungs- und Bewältigungsverläufe 
dienten dabei als wichtiger Hintergrund, 
um Verläufe einordnen, Fragen stellen 
und Wirkungszusammenhänge erfassen 
zu können; hieraus resultierte jedoch kein 
strikter Fahrplan, sondern es wurden in 
jedem Einzelfall eigene Strategien erar-

beitet, die die individuelle Lebenslage der 
Betroffenen und ihres sozialen Umfelds 
einbezogen.

Einordnung in die Zeitlinie der 
Psychosozialen Notfallversor-
gung (PSNV)

Der Kontakt zwischen den Betroffenen 
und der Beraterin wurde durch die Poli-
zei oder andere, im Netzwerk eingebun-
denen Institutionen hergestellt. In der 
überwiegenden Anzahl der Fälle lag das 
belastende Ereignis einige Tage bis einige 
Wochen zurück. Im Sinne der Versor-
gungskette des Bundesamts für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe nach 
belastenden Ereignissen und Katastro-
phen (BBK, 2012) lag der Arbeitsschwer-
punkt damit im Feld der psychosozialen 
Hilfen im Zeitfenster von einigen Tagen 
bis Monate nach dem Ereignis (s. Abbil-
dung 1).

Arbeitsschwerpunkt im 
Zeitfenster von einigen Tagen 
bis Monate nach dem Ereignis

Dieses Zeitfenster ist sensibel, sowohl 
im Sinne entlastender Hilfestellungen als 
auch im Sinne versäumter Weichenstel-
lungen. Es ist insofern kritisch zu bewer-
ten, dass in diesem Zeitfenster potenziell 
Versorgungslücken niedrigschwelliger 
psychosozialer Beratung bestehen. Aus 
den Erfahrungen des Vernetzten Opfer-
schutzes lässt sich bilanzieren, dass die 
Inanspruchnahme des psychotherapeu-
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rung aus. Dabei wurde auf eine klare 
Kommunikation geachtet sowie auf eine 
Form von Leichtigkeit, gerade angesichts 
der Schwere der Themen. Die Betroffenen 
wurden aufgefordert, ihre Bedürfnisse 
und Fragen zu formulieren. Es ist von 
elementarer Bedeutung, dass Betroffene 
im Hilfesystem in einer aktiven Rolle blei-
ben oder in eine aktive Rolle kommen. 
Passivität führt potenziell zu neuen Ohn-
machtserfahrungen und damit droht eine 
sekundäre Viktimisierung durch das Hil-
fesystem.

Bedarf einer am  
„Hausarztprinzip“  

orientierten Anlaufstelle

Der Bedarf an niedrigschwelliger psycho-
sozialer Beratung, der im Rahmen des Ver-
netzten Opferschutzes festgestellt wurde, 
lässt sich wie folgt zusammen: Orientiert 
am „Hausarztprinzip“ bedarf es für bis-
her nicht entsprechend versorgte Opfer-
gruppen und deren soziales Umfeld einer 
Anlaufstelle, die niedrigschwellig psy-
chosoziale und psychologische Beratung 
sowie fachspezifische Informationen zur 
Verfügung stellt. Vergleichbare Konzepte 
werden beispielsweise in Form der „Frau-
ennotrufe“ für Frauen, die Opfer sexueller 
Gewalt wurden, schon seit langem erfolg-
reich umgesetzt. Unter dem „Hausarzt-
prinzip“ wird in diesem Zusammenhang 
verstanden, dass die Beratung direkt er-
folgt oder an andere Stellen „überwiesen“ 
wird, je nach Situation und psychosozialer 
Bedarfslage der Betroffenen. Auch zeitli-
che Flexibilität in der Beratung ist sinnvoll: 
Für Betroffenen kann an einem Tag ein 
fünfminütiges Telefonat wichtig sein, an 
einem anderen Tag ist ein mehrstündiges 
Gespräch notwendig.

Die Niedrigschwelligkeit der psychosozi-
alen Anlaufstelle ist dabei durch folgende 
Merkmale gekennzeichnet: Kostenlosig-
keit, gute Erreichbarkeit, Anonymität, Be-
darfsorientierung, Flexibilität, Vernetzung.

Das Angebot umfasst folgende Inhalte: 
Krisenintervention, Psychoedukation, psy-
chologische Beratung, Information über 
und Weitervermittlung an andere Einrich-
tungen, Information zu Verfahrensabläu-
fen.

Auch wenn die im Rahmen des Ver-
netzten Opferschutz gesammelten Erfah-
rungen sich auf regionale Gegebenheiten 
beziehen, ist davon auszugehen, dass 
strukturelle Versorgungslücken potenziell 
bundesweit für die im Folgenden aufge-

führten Opfergruppen bestehen, wobei 
diese Liste als nicht abschließend betrach-
tet werden kann:

●● Betroffene von Wohnungseinbruch,
●● Betroffene von Körperverletzung,
●● männliche Betroffene sexueller Grenz-
verletzungen und sexueller Gewalt,

●● Betroffene sexueller Grenzverletzun-
gen und sexueller Gewalt, die sich in 
der weiblich-männlich-Kategorisierung 
nicht einordnen,

●● Angehörige von Kriminalitätsopfern 
und anderen Betroffenen hoch belas-
tender Ereignisse,

●● Zeuginnen und Zeugen von Gewaltta-
ten,

●● Betroffene von Verkehrsunfällen,
●● Hinterbliebene von Suizid und Tötungs-
delikten.

Die beiden letzten aufgeführten Betrof-
fenengruppen sind nicht ausschließlich 
Betroffene von Kriminalität. Aus Sicht der 
Polizeiarbeit handelt es sich jedoch um 
Betroffenengruppen, für die ein psycho-
soziales Beratungsangebot fehlt.

Fazit

Früh nach dem Ereignis einsetzende 
professionelle psychosoziale Beratung 
kann wesentlich dazu beitragen, die Be-
lastungen von Betroffenen von Krimina-
lität und anderer hoch belastender Er-
eignisse zu reduzieren. Jedoch ist nicht 
für alle Betroffenengruppen ein solches 
Angebot, wie es beispielsweise in Form 
der Frauennotrufe für Betroffene sexu-
eller Gewalt zur Verfügung steht, vor-
handen. Ein solches Angebot fehlt in der 
Rhein-Neckar-Region beispielsweise für 
Betroffene von Wohnungseinbruch. Im 
Rahmen des Vernetzten Opferschutzes 
wurden Versorgungslücken durch ein Be-
ratungsangebot in Form von psychologi-
scher Beratung durch die Autorin über-
brückt. Der direkten Vermittlung durch 
die Polizei war es dabei zu verdanken, 
dass Hilfe schnell und unbürokratisch 
möglich war. Die Polizei wurde ihrerseits 
durch die direkte Anbindung an weiter-
führende Hilfe entlastet. Die Wichtigkeit 
regionaler Vernetzung hat sich hier aufs 
Neue bestätigt.

Eine frühzeitige professionelle Unter-
stützung, die sich an den Bedarfslagen 
der Betroffenen orientiert, kann in ent-
scheidender Weise dazu beitragen, die 
Bewältigung zu fördern und den Bedarf 
an langwierigen psychotherapeutischen 
Interventionen zu reduzieren. Diese Sta-
bilisierung der Betroffenen ist auch im 

Hinblick auf ein mögliches Strafverfahren 
erstrebenswert. Weil niedrigschwellige 
Unterstützungsangebote fehlen führt die 
derzeit bestehende Situation dazu, dass 
bestimmte Opfergruppen klinisch rele-
vante Symptome entwickeln „müssen“, 
um dann psychotherapeutische Hilfe 
in Anspruch nehmen zu können. Inso-
fern bedarf es regional vernetzter, nied-
rigschwelliger und lösungsorientierter 
psychosozialer Anlaufstellen, die für das 
gesamte Spektrum der Folgen eines be-
lastenden Ereignisses geeignete unterstüt-
zende Maßnahmen anbieten. Der Polizei 
als potenziell erster Anlaufstelle eines Op-
fers kommt dabei besondere Bedeutung 
zu.

Besondere Bedeutung  
der Polizei als potentiell  

erste Anlaufstelle

Das beschriebene regionale Netzwerk 
hat sich seit Jahren bewährt. Eine enge 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit al-
ler Beteiligten ist dabei zum Wohle der 
Betroffenen unabdingbar, auch aus volks-
wirtschaftlicher Sicht. Es bleibt zu hoffen, 
dass insbesondere im Bereich der Polizei – 
neben allen Erfordernissen, beispielsweise 
bei der Bekämpfung des Extremismus 
und des Wohnungseinbruchs – die Netz-
werkarbeit nicht auf der Strecke bleibt. 
Solche Tendenzen sind leider seit einiger 
Zeit feststellbar. Der Aufbau von Netzwer-
ken erfordert jahrelange kontinuierliche 
Arbeit. Wird diese Arbeit vernachlässigt, 
fehlen die Netzwerke in dem Moment, in 
dem sie dringend gebraucht werden.
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